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Liebe Genossinnen und Genossen,

gemald den Regularien unserer neuen Partei haben die Fraktionen die Aufgabe, vor dem
jeweiligen Landesparteitag einen Bericht tUber ihre Arbeit zu geben. Um aber auch nur im
Ansatz einen Uberblick tiber die Tatigkeit der Landtagsfraktion seit Beginn dieser Legisla-
turperiode zur Kenntnis zu geben, haben wir uns entschlossen, dies in schriftlicher Form
zu tun.

Schon bevor diese Regularien galten, haben wir als Landtagsfraktion dem Parteitag be-
reits in der Vergangenheit konzeptionelle Vorstellungen zur Beschlussfassung vorgelegt,
nachdem diese in verschiedenen Gremien der Partei diskutiert wurden. Darlber hinaus
sind wir uns als Fraktion natirlich dartber im Klaren, dass die Rechenschaftspflicht unse-
rer Arbeit gegentber der Partei sich nicht auf Parteitage beschrankt, sondern durch alltag-
liches politisches Handeln bestimmt wird.

Neben der Entwicklung eigener konzeptioneller Vorstellungen bestand fir uns in den letz-
ten drei Jahren die Aufgabe in der Kritik und Kontrolle des Regierungshandelns, und zwar
in der Funktion der Oppositionsfihrerin. Dies verlangte von uns, alle Politikbereiche zu be-
leuchten und politische Alternativen fur alle Fachbereiche zu entwickeln.

Ungeachtet dieser Oppositionsfunktion bestimmen inhaltliche Schwerpunkte die Tatigkeit
der gesamten Fraktion. Dazu gehoren die Auseinandersetzung mit dem Landesentwick-
lungsplan, unser Projekt ,Bildung wirkt®, unsere Diskussion zur Haushaltsstrategie des
Landes, zur Entwicklung des offentlichen Dienstes und den strukturellen Voraussetzungen
der Kommunalpolitik.

Fur die verbleibende Zeit der Legislaturperiode kommt nun eine neue Aufgabe hinzu: Wir
wollen den Menschen in Sachsen-Anhalt deutlich machen, dass wir es besser kdnnen als
die jetzige Koalition. Wir wollen den Menschen in diesem Land sagen, was wir in einer
Regierung erreichen wollen und wie wir es umsetzen werden. Wir wollen den Menschen
unser ,Regierungsprogramm?® fir die nachste Legislaturperiode in den nachsten Monaten
darstellen und damit klare politische Alternativen zur jetzigen Landesregierung aufzeigen.

“ry) lA

Wulf Gallert
Faktionsvorsitzender



Fraktionsbeschluss zum Doppelhaushalt 2010/ 2011

Die Haushaltsberatungen zum Doppelhaushalt 2010 / 2011 sind von den Auswirkungen
der tief greifenden Krise gekennzeichnet. Steuermindereinnahmen beim Land von reich-
lich einer Milliarde 2010 und 2011 kénnen nicht aus dem laufenden Haushalt refinanziert
werden. Dazu kommen die Steuereinbriiche bei den Kommunen allein bei der Gewerbe-
steuer um rund 14 Prozent. Die Landtagsfraktion der LINKEN hat sich auf ihrer Klausur-
tagung im August 2009 mit den bis dahin vorliegenden Eckdaten zum Doppelhaushalt
2010/ 2011 und dem Strategiepapier des Finanzministers auseinandergesetzt.

Grundsatzlich diskutiert und letztlich beschlossen wurde die Notwendigkeit einer erhebli-
chen Nettoneuverschuldung fur die beiden Haushaltsjahre. Ohne diese wirde es zu nicht
zu verantwortenden Folgeschéaden fur das Land kommen. Die Feststellung, dass das Land
Sachsen-Anhalt im Interesse langfristiger sozialer und 6konomischer Entwicklungen in der
Krise als stabilisierender Faktor wirken muss und sich nicht prozyklisch verhalten darf, fin-
det man im nun vorliegenden Haushaltsentwurf der Landesregierung wieder.

Die Fraktion DIE LINKE hat sich entsprechend ihrer inhaltlichen Schwerpunktsetzung des
Landesparteitagsbeschlusses von 2007 entschlossen, auch in den Jahren 2010 und 2011
von einer Summe im Finanzausgleichsgesetz auszugehen, wie sie fur das Jahr 2009 im
Haushaltsplan 2009 eingestellt ist. Dazu sind 132 Mio. € zusatzlich notwendig, diese mus-
sen Uber eine Neuverschuldung des Landes erbracht werden.

Vor dem Hintergrund der demographischen Entwicklung und der Gefahrdung der Leis-
tungsfahigkeit des offentlichen Dienstes bleiben wir bei unserer Forderung eines erhdhten
Neueinstellungskorridors fur die nachsten beiden Jahre. Im inzwischen vorliegenden
Haushaltsplanentwurf werden die Voraussetzungen geschaffen, dass in der Perspektive
fur alle Lehramtsstudierenden ein Platz in einem staatlichen Seminar zur Verfligung steht.
Damit ist eine unserer wichtigen Forderungen, die auch in den vergangenen Haushaltsbe-
ratungen stand, annahernd erflllt. Dartber hinaus fordern wir, die Praxis der Neueinstel-
lungen endlich so zu gestalten, dass die Stellen, fur die eine haushalterische Vorsorge be-
reits getroffen wurde, auch besetzt werden.

Im Bereich der Kindertagesstatten bleiben wir bei unserer politischen Forderung der Ganz-
tagsbetreuung fur alle Kinder sowie des kostenlosen Mittagessens im Bereich der Kinder-
tagesstatten und Grundschulen. Wir missen jedoch einschatzen, dass die derzeitige SPD-
CDU-Regierung zu einem solchen Schritt weder Willens noch in der Lage ist. Sowohl im
Sozialausschuss wie auch im Finanzausschuss wurde durch die Koalitionsfraktionen im
Herbst 2009 der Antrag der Fraktion DIE LINKE aus dem Jahr 2008, sich fur einen Bun-
deszuschuss zum Mittagessen in Kindertagesstatten und Grundschulen einzusetzen, als
erledigt erklart.

Auf der Klausur hatte sich die Fraktion auf die Schwerpunktbereiche der Auseinanderset-
zung im Bildungsbereich verstandigt. Entsprechend unserer Beschlisse aus dem Jahr
2007 wollte sich die Fraktion auf die Sicherung der Fortschritte im Bereich der Schilerbe-
férderung und der notwendigen Finanzausstattung der Hochschulen konzentrieren. Die im
Hochschulbereich anfallenden Mehrkosten auf Grund der Tarifentwicklung im Jahr 2010
sollten urspriinglich durch die Hochschulen selbst erwirtschaftet werden. Auch hier gab es
mit dem Entwurf des Haushaltsplanes eine Korrektur. Die Hochschulen sollen lediglich
noch zehn Prozent der Personalkostensteigerung erwirtschaften. Unsere Forderung bleibt,
dass die gesamten tarifbedingten Personalkostensteigerungen durch Landeszuschisse
ausgeglichen werden miussen.



Ebenfalls im Haushaltsentwurf sind die Mehrkosten flr die Beférderung der Schilerinnen
der Klassen 11 und 12 enthalten. Damit ist eine langjdhrige Forderung der PDS bzw. der
LINKEN endlich so gut wie erflllt, allerdings bleibt es bei einer Eigenbeteiligung der Schu-
lerinnen bei 100 € im Jahr.

Die urspringlich vom Finanzminister in die Diskussion gebrachten grundlegenden Kiir-
zungen der Zuschisse an die Trager der sozialen Infrastruktur sowie der Zuschisse im
Bereich der Demokratieentwicklung und des Ehrenamtes im Land sind zurickgenommen
worden. Trotzdem werden wir uns in den Haushaltsberatungen genau anschauen, ob die
nun geplanten Zuschiisse auf einem Niveau sind, welches das Uberleben dieser Struktu-
ren in der Krise sichert. Es wére unverantwortlich, auf Grund der aktuellen Haushaltslage
diese Infrastruktur in Sachsen-Anhalt nachhaltig zu beschadigen und damit immense Fol-
gekosten in Kauf zu nehmen.

Die im Strategiepapier des Finanzministers enthaltenen Vorschlage zur Beteiligung Priva-
ter an den Unikliniken, die wir fur inhaltlich falsch halten und die keinerlei Bezug zur aktu-
ellen Haushaltssituation hatten, stehen fur die Haushaltsberatungen nicht mehr auf der
Tagesordnung.

Die Setzung eigener landesspezifischer Schwerpunkte im Bereich von Bildung und Sozia-
lem verlangt einen kritischen Umgang mit politischen Programmen, die teilweise durch
Bund oder EU finanziert werden. Hier kann es keine undifferenzierte Bestandsgarantie
geben. So ist die FortfUhrung der Kampagne ,Wir stehen friher auf* durch die Landesre-
gierung, finanziert mit EU-Geld und kofinanziert durch Landesgeld, nicht nachzuvollziehen.
Geld aus EU- und Bundesprogrammen muss so eingesetzt werden, dass es den grof3t-
maoglichen Effekt fur unser Land bringt.

Die Fraktion DIE LINKE unterbreitet in den Haushaltsberatungen Vorschlage, die zu er-
wartende Deckungsliicke, die durch eine Nettoneuverschuldung ausgeglichen werden
muss, so klein wie moglich zu halten. Trotzdem bestimmen die politisch notwendigen Aus-
gaben das Etatvolumen fir die Haushaltsjahre 2010 und 2011, und nicht die aktuell prog-
nostizierten Steuereinnahmen.



Arbeitskreis I:

Blrgerrechte und Inneres
Innen, Recht, Verfassung, Petitionen, Kommunales, Finanzen, Verwaltungsreform, Blrgerrechte, Demokra-
tie, Foderalismus, Stadtebau- und Wohnungswesen, Verkehr, Asyl-, Flichtlings- und Migrationspolitik

Verschuldungsverbot: Gegensteuern!

Auf Initiative der Fraktion musste sich der Landtag wiederholt mit dem Anliegen und der
Arbeit der Foderalismusreform Il auseinandersetzen. Ministerprasident und Finanzminister
mussten vor dem Landtag ihre Zustimmung im Bundesrat zu einem Verschuldungsverbot
der Lander angesichts der schweren Krise, in der ohne neue Schulden nicht auszukom-
men ist, begriinden. Mit Blick auf die Koalitionsverhandlungen im Bund muss auch die
Landesregierung der Forderung der Fraktion DIE LINKE zustimmen, keine weiteren Steu-
ersenkungen zu zulassen.

Bildungsquote statt alter Investitionsquote

Diese Forderung unserer Fraktion konnte nicht umgesetzt werden, weil es bundespolitisch
nicht gewollt war. Im Landeshaushalt von Sachsen-Anhalt wird jedoch sehr wohl eine Bil-
dungsquote ausgewiesen. Auch die anderen Fraktionen kommen zunehmend zu der An-
sicht, dass Investitionen in Bildung eine Grundvoraussetzung sind, Sachsen-Anhalt als
Land attraktiver zu machen.

Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit garantieren — Nachtragshaushalt einge-
fordert

Ausgehend vom Haushaltsabschluss 2008, in dem insbesondere Mittel fir Investitionen
nicht abgeflossen sind und EU-Gelder nicht abgefordert wurden, sowie den Konjunktur-
programmen | und Il hat die Fraktion im Februar 2009 einen Nachtragshausgehalt gefor-
dert, der die veranderten Haushaltsansatze fur 2009 bertcksichtigt. Obwohl die Landesre-
gierung und die Koalitionsfraktionen einen solchen ablehnten, brachte der Finanzminister
entsprechend unserer Forderung im Méarz 2009 den Entwurf eines Nachtragshaushaltes
ein, Uber den im darauf folgenden Monat abgestimmt wurde.

Landesbank muss Landesbank bleiben

Angesichts der Finanzkrise, die auch einige Landesbanken erfasste, unterstitzte die Frak-
tion DIE LINKE den Antrag der Nord/LB an die Lander Niedersachsen und Sachsen-
Anhalt, einen Schutzschirm in Hohe von 30 Mrd. € fur die Jahre 2009 und 2010 zu errich-
ten. Sachsen-Anhalt stellt davon 1,65 Mrd. €. Die Fraktion hat dem Gesetzentwurf der
Landesregierung zugestimmt und betont, dass sie sich zu Banken mit ausschlie3lich 6f-
fentlichen Tragern bekennt. Auch offentliche Banken brauchen eine Kontrolle, hier muss
die regelmafiige Berichterstattung des Finanzministers und der Nord/LB noch starker ge-
nutzt werden.

Bruchlandung in Sachen Funktionalreform bestéatigt Konzept der LINKEN zur Ein-
heit von Funktional-, Verwaltungs- und Gebietsreform

Die Fraktion stellte 6 Antrédge sowie zahlreiche Kleine Anfragen zur Umsetzung der Kreis-
und Gemeindegebietsreform. Forderungen der Volksinitiative ,Sachsen-Anhalt 2011" wur-
den durch die Fraktion parlamentarisch und aul3erparlamentarisch unterstutzt. Die Ab-
kopplung der Gebietsreformen von einer tief greifenden Funktionalreform hat dem Re-
formprozess nicht nur die Legitimation genommen, sondern auch die Kommunen auf lan-



ge Sicht zum Stillstand verdammt. Von daher resultiert unsere grundsatzliche Kritik am
verabschiedeten Zweiten Funktionalreformgesetz: Die 14 Gebietskorperschaften sind zur
Ubertragung ganzer Aufgabenkomplexe zu kleinteilig und eine substanzielle Aufgabenver-
lagerung auf die Kreise bei gleichzeitiger Starkung des Landesverwaltungsamtes ist nicht
maoglich. Wir sehen uns in unserer Auffassung bestatigt, dass das Parlament friihzeitig in
ein solches Gesetzesvorhaben eingebunden sein und von dort der Druck zur Reform aus-
gehen muss. Wenn die Linksfraktion nicht wiederholt aktiv geworden ware, hatte das
Thema Funktionalreform weder in der Landesregierung noch im Landtag heute noch eine
Rolle gespielt.

Statt genereller Uberarbeitung erfolgten nur standige Anderungen der Gemeinde-
und Landkreisordnung

Im Rahmen der parlamentarischen Beratungen zu den mehrfachen Anderungen der Ge-
meinde- und Landkreisordnung hat die Fraktion etliche Antrage zur Anderung dieser Ge-
setze unterbreitet. Diese betrafen insbesondere Regelungen zur Starkung der Mitbestim-
mungsrechte der Burgerinnen, flr bessere Wirkungsbedingungen ehrenamtlicher Rate
und sachkundiger Einwohnerinnen, zur Qualifizierung des Ortschaftsverfassungsrechts,
zu den Kontroll- und Informationsrechten kommunaler Vertreterinnen und zur Erhéhung
der Mandatsplatze nach der Kreisgebietsreform. Zur Qualifizierung der Arbeit der Man-
datstragerinnen und Fraktionen haben wir nachdrticklich die Forderung nach Fraktionsge-
schaftsstellen gestellt. Alle Antrdge wurden von den Koalitionsfraktionen abgelehnt.

Kommunalen Finanzausgleich neu regeln

Im Zusammenhang mit den Verfassungsgerichtsurteilen von Thiringen und Sachsen-
Anhalt zum kommunalen Finanzausgleich hat die Fraktion mit mehreren Antragen die Er-
rechnung und Absicherung einer finanziellen Mindestausstattung der Kommunen gefor-
dert. Um die Belastungen der Kreisfreien Stadte und Landkreise fur Leistungen der
Grundsicherung nach SGB Il und SGB XII auszugleichen, gab es ebenfalls entsprechende
Antrage bis hin zur Forderung, die steuerlichen Berechnungsgrundlagen fir die Erhebung
der Kreisumlage von 80% auf 100 % zu erhéhen.

Kommunalabgabenregelungen nicht gegen die Birgerinnen

Ein Dauerthema im Landtag sind die sich aus der Umsetzung des Kommunalabgabenge-
setzes ergebenen Fragestellungen. Dazu hat die Fraktion Anderungsantrage zum Gesetz
und Antrage zur Sicherung gleichwertiger Lebensverhéaltnisse im Bereich der Wasser- und
Abwassergebuhren, einschliel3lich des besonderen Herstellungsbeitrages 1l, zu Regelun-
gen ubergrol3er Grundsticke sowie zu den Abwasserbeseitigungsplanen initiiert. Zahlrei-
che Anfragen zur mindlichen Beantwortung wurden zum Kommunalabgabenrecht gestellt.

Petitionen nutzen zur Beseitigung von Schwachstellen in der Gesetzgebung

Im Rahmen der Befassung mit Petitionen wurden die folgenden Probleme durch die Frak-
tion im Landtag thematisiert: Auswirkungen SGB I, Migration, Rundfunkgebihrenrecht,
Kommunalabgabenrecht, Umweltrecht. Dazu bezog die Fraktion zu zwei Halbjahresberich-
ten des Petitionsausschusses im Plenum Stellung. Kritisiert wurden Schwachstellen in der
jeweiligen Gesetzgebung mit dem Ziel, den Landtag fir Gesetzesdnderungen aufzu-
schlie3en.



Lotterie- und Glicksspielwesen zugunsten und nicht auf Kosten des Landes

In die Beratung von Lotteriestaatsvertragen, Gesetzesvorlagen zum Verkauf der Spielban-
ken sowie zur Einddmmung der Spielsucht wurden seitens der Fraktion Antrage, Ande-
rungsantrage und Anfragen gestellt. Hierzu gab es zahlreiche Beratungen mit Betroffe-
nenverb&nden mit dem Ziel, Kompromisslosungen zwischen den unterschiedlichen Inter-
essenslagen der Betreiber und den betroffenen Zielgruppen zu erreichen. Die weitere
Subventionierung der Spielbanken aus dem Landeshaushalt haben wir abgelehnt.

Kommunaltouren — Bindeglied der Fraktion zur Basis

Halbjahrlich organisiert die Fraktion Kommunaltouren, in denen sie sich vor Ort informie-
ren lasst, wie sich gesetzliche Bestimmungen und Verwaltungsverfigungen auf die kom-
munale Ebene auswirken. Aus den zusammengetragenen Fakten und Anregungen er-
wuchs eine Vielzahl parlamentarischer Initiativen. Thematische Anknupfungspunkte der
Touren waren u.a. die Strukturreformen in der Polizei, in der Justiz, im Bereich Finanzen,
die Gemeinde- und die Kreisstrukturreform, die Haushaltssituation und die Verschuldung
der Kommunen. Neben diesen thematischen Touren der ganzen Fraktion gibt es weitere
Kommunalbereisungen, in denen spezifische Probleme der Arbeitskreise beraten werden.

Kommunale Gemeinschaftsarbeit optimieren

In mehren Antrdgen hat die Fraktion die Wirksamkeit der Pflichtzweckverbande zur L6-
sung der Stadt-Umlandverhaltnisse zur Sprache gebracht und eine neue gesetzliche Re-
gelung fur die Stadt Halle eingefordert. Die Lebensfahigkeit dieses Oberzentrums ist unter
den aktuellen Bedingungen ohne Eingemeindungen finanzstarkerer Umlandgemeinden
aus dem Speckgurtel der Stadt nicht gegeben.

Offentliches Auftragswesen transparent gestalten

Um bei Vergabeentscheidungen mehr Transparenz, Rechtssicherheit und eine hdhere
Qualitat zu erreichen, stellte die Fraktion die Forderung nach einem einheitlichen Verga-
behandbuch fur Sachsen-Anhalt. Das wurde von der Landesregierung abgelehnt. Das
stattdessen zusammengestellte Anwenderhandbuch als eine Vorstufe zur elektronischen
Auftragsvergabe kennt keine Mindestlohnbindung und Transparenzregelungen fur fairen
Wettbewerb. Um Lohndumping und Schwarzarbeit einzudammen, haben wir die Einrich-
tung einer VOB-Nachfolgestelle beim Baugewerbe- und Bauindustrieverband als Ersatz
fur die abgeschaffte Bieter- und Auskdommlichkeitsprifung vorgeschlagen, die schlief3lich
durch das Wirtschaftsministerium auch dort angesiedelt wurde.

PPP-Vorhaben abgelehnt

Weil es keine Nachweise fur Wirtschaftlichkeitsvorteile gibt, hat sich die Fraktion gegen
PPP-Vorhaben fir Bau- und Modernisierungsleistungen an Schulen, Kitas und anderen 6f-
fentlichen Bauvorhaben, wie die Justizvollzugsanstalt Burg, ausgesprochen.

Stadtumbau / Wohnungswirtschaft / Immobiliengeschafte vernunftig regeln

Die Fraktion hat fur den mit der demographischen Entwicklung eng verknupften notwendi-
gen Stadtumbau ein Gesamtkonzept der Landesregierung eingefordert. Die Fordermittel-
vergabe sollte vorrangig auf die nachhaltige Stabilisierung von Stadtteilen ausgerichtet
werden, um gesamtstadtische Effekte zu erzielen. Das fand keine Mehrheit. Die in Kritik
stehende Praxis der Verwaltung, geplante Stadtumbaumittel kurzfristig neu einzuteilen,
wird fortgesetzt. Die Fraktion hat den Verkauf landeseigener Wohnungen an Private abge-
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lehnt. Der von uns geforderte Verkauf dieser Immobilien auch an 6&ffentliche Erwerber
wurde vom Finanzministerium abgeblockt. Verkdufe kommunalen Wohneigentums zur
Entschuldung der Haushalte lehnen wir ab, weil die offentliche Hand auf diese Weise ihr
Mitspracherecht bei der Festlegung der Mieten und langfristig notwendige Gestaltungs-
maoglichkeiten im Sozialbereich verliert. Unser Beschlussantrag, dass Sachsen-Anhalt im
Bundesrat die Ablehnung von boérsennotierten Immobilienaktiengeschéften (REITs) be-
kundet, fand im Landtag keine Mehrheit.

Keine militarische Nutzung des Flughafens Leipzig/Halle

Mehrfach hat die Fraktion den Ausbau und die militdrische Nutzung des Flughafens Leip-
zig-Halle zur Sprache gebracht. Im Rahmen der Haushaltsberatungen beantragten wir die
Streichung der Mittel fir den Ausbau der Uberlangen Startbahn Std und die Flugvorfeld-
erweiterung fur besonders schwere Militartransportflugzeuge. Die mehrfachen Falschaus-
kinfte der Landesregierung, die von einer militarischen Nutzung des mitteldeutschen Luft-
drehkreuzes nichts zu wissen vorgab, haben uns nicht davon abgehalten, unser Veto zu
Truppentransporten aus den weltweiten Kriegsgebieten via Leipzig-Halle 6ffentlich zu ma-
chen.

Enquetekommission deckt erhebliche Defizite in der Personalentwicklung auf

Als Reaktion auf die Vorlage des Personalentwicklungskonzeptes durch das Finanzminis-
terium hat DIE LINKE die Einsetzung einer Enquetekommission durchgesetzt. Als zentrale
Frage erweist sich die Sicherung von Neueinstellungen, um den 6ffentlichen Dienst zu-
kunftsfahig zu gestalten. Wenn auch unsere Forderung nach jahrlich 700 Neueinstellun-
gen nicht durchgesetzt werden konnte, so wurden Teilerfolge bei der Sicherung des Leh-
rer- und Polizeinachwuchses erreicht. Der vorgelegte Doppelhaushalt verschérft die Situa-
tion, wir bleiben dran.

Beamtenrecht muss schrittweise modernisiert werden

Mit der Foderalismusreform Il wurde das Dienstrecht in weiten Teilen den Landern tber-
tragen. Um grundsatzliche Positionen der LINKEN herauszuarbeiten, gab es im November
2008 ein Arbeitstreffen der Sprecherlnnen fur Personalfragen aus Bundestagsfraktion und
den Landtagsfraktionen. Die wichtigsten Ergebnisse hat unsere Fraktion in einem Ent-
schlielBungsantrag zum Beamtenrecht in den Landtag eingebracht. Unsere wesentlichen
Forderungen sind: die Verbeamtungen auf den Kernbereich reduzieren, die Gleichbehand-
lung der Statusgruppen umsetzen, den einfachen Dienst so bald wie mdglich abschaffen,
die existierenden 100 Laufbahngruppen deutlich reduzieren sowie die Lebensarbeitszeit
flexibilisieren. Durchgesetzt hat sich die Fraktion mit der Forderung nach erweiterter Mit-
bestimmung fur die Bediensteten. Im Besoldungsrecht fordern wir, den Grundsatz der
funktions- und verantwortungsgerechten Besoldung umzusetzen und den Leistungsge-
danken besser zu verankern.

Recht der Birgerinnen auf Zugang zu Informationen gewahrleisten

Die Fraktion hat in der 5. Wahlperiode - nun bereits im dritten Anlauf - dem Landtag den
Entwurf eines Informationszugangsgesetzes vorgelegt, mit dem Burgerinnen und Blrgern
grundsatzlich das Recht auf Einsicht in alle behordlichen Akten und Unterlagen gegeben
wird. Mit dem Gesetz sollte auch in Sachsen-Anhalt ein weiterer Schritt auf dem Weg zu
einer glasernen offentlichen Verwaltung gegangen werden. Erst im Jahr 2007 beugte sich
die Landesregierung dem standigen Druck der LINKEN und legte einen eigenen Gesetz-



entwurf vor. Mit seiner Annahme wurde zugleich der Gesetzentwurf der Linksfraktion ab-
gelehnt.

Die starkste Waffe der Opposition — der Parlamentarische Untersuchungsausschuss

Auf Forderung der Fraktion DIE LINKE wurde Anfang Juli 2007 der 10. Parlamentarische
Untersuchungsausschuss zur Aufklarung der Vorgange in der Polizeidirektion Dessau ein-
gesetzt. Dort gab es u.a. offenkundig den Versuch eines leitenden Polizeibeamten, drei
Staatsschitzer in ihrem Engagement im Kampf gegen Rechts auszubremsen. Die Arbeit
des Untersuchungsausschusses, darin eingeschlossen die intensiven Zeugenvernehmun-
gen und Untersuchungen, brachten bereits eine Reihe skandaltser Zustande im Bereich
der Polizei und des Innenministeriums zu Tage, die auch in der Offentlichkeit mit Unver-
standnis und Befremden zur Kenntnis genommen wurden.

Offentliche Sicherheit als Bestandteil der Offentlichen Daseinsvorsorge

Die Offentliche Sicherheit ist fir die Burgerlnnen des Landes ein herausragendes Bewer-
tungskriterium fir die Offentliche Daseinsvorsorge. Entscheidende Indikatoren fiir sie sind
die Quantitat wie auch die Qualitat einer wohnortnahen Polizeiprdsenz unter Beibehaltung
einer relativ hohen Polizeidichte. Die Fraktion lehnt deshalb einen Personalabbau ab, der
sich lediglich aus der durchschnittlichen Polizeidichte westlicher Flachenlander berechnet,
und fordert mit Nachdruck, belastungsorientierte, fachliche Faktoren in die polizeiliche
Personalbedarfsermittlung und in ein entsprechendes Personalkonzept einflieRen zu las-
sen. Um die polizeiliche Prasenz auf StraRen und Platzen fur die Burgerlnnen spur- und
sichtbar zu gewabhrleisten, sind mit Blick auf die Alterspyramide bei der Polizei vorgezoge-
ne und vermehrte Neueinstellungen vorzunehmen, um junge, gut ausgebildete Polizistin-
nen und Polizisten im Land halten zu kdnnen. Die Fraktion anerkannte die Notwendigkeit
einer Polizeistrukturreform in Sachsen-Anhalt mit dem Ziel der Starkung der Polizeireviere
und damit dem Erhalt und Ausbau der Flachenprasenz vor Ort. Die von der Landesregie-
rung realisierte Reform hat sie von Anfang an kritisch begleitet. DIE LINKE hélt die Struk-
turreform fur nur halbherzig umgesetzt und in vielen Bereichen bei fehlender Nachjustie-
rung fur gescheitert.

Konsequenter Kampf gegen Rechtsextremismus

Der Rechtsextremismus ist eine zunehmende Bedrohung flr die verfassungsrechtliche
Grundordnung sowie das demokratische Gemeinwesen auch in Sachsen-Anhalt. Eine zu-
nehmende Zahl von Straf- und Gewalttaten, Wahlerfolge rechtsextremistischer Parteien,
die Bindungskraft einer rechtsgerichteten Jugendkultur sowie die schleichende Toleranz
und zunehmende Akzeptanz rechtsextremen Gedankenguts einschliel3lich undemokrati-
scher und intoleranter Einstellungsmuster in weiten Teilen der Bevolkerung machen deut-
lich, dass Gesellschaft und Politik gemeinsam vor einer ernsthaften und ernstzunehmen-
den Herausforderung stehen. Die Fraktion hat deshalb unter dem Motto ,Fir Demokratie,
Toleranz und Weltoffenheit in Sachsen-Anhalt* ein Landesprogramm gegen Rechtsextre-
mismus vorgelegt, mit dem wir ein verstarktes und konsequentes staatliches Handeln ge-
gen Rechtsextremismus fordern und die Birgerinnen und Blrger des Landes auffordern,
sich gegen einen Rechtsruck engagiert zur Wehr zu setzen. Aufbauend auf die regelmalig
gestellten Kleinen Anfragen an die Landesregierung von Sachsen-Anhalt zum Rechtsex-
tremismus, insbesondere zu den registrierten Straftaten im Phanomenbereich ,Politisch
motivierte Kriminalitat - rechts®, hat die Fraktion Anfang September 2009 eine Grol3e An-
frage zur ,Entwicklung des Rechtsextremismus in Sachsen-Anhalt sowie Handlungsstra-
tegien und Gegenmalinahmen der Landesregierung” auf den parlamentarischen Weg ge-
bracht. Mittels derer ist beabsichtigt, ein umfassendes Bild zur Entwicklung des Rechtsex-
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tremismus in Sachsen-Anhalt zu erhalten, um dann darauf aufbauend aktuelle Handlungs-
strategien, Konzepte sowie wirksame Gegenmal3nahmen im Kampf gegen Rechts fir ein
demokratisches Sachsen-Anhalt entwickeln zu kdnnen.

Erfolg in der Gedenkstattenarbeit

Der jahrelange Kampf der Fraktion DIE LINKE um den Erhalt der Gedenkstétte Lichten-
burg in Prettin konnte endlich erfolgreich beendet werden. Mit Ubernahme der Gedenk-
statte in die Landestragerschaft und der damit verbundenen Aufnahme in die Gedenkstéat-
tenstiftung des Landes Sachsen-Anhalt wird jetzt garantiert, dass das erste KZ des fa-
schistischen Deutschlands mahnend in Erinnerung behalten wird.

Statt Streckenstilllegungen attraktiven OPNV organisieren

Die Fraktion forderte, Schluss zu machen mit weiteren Streckenstilllegungen bei der Deut-
schen Bahn AG, die von dem Konzern als Vorleistung fur eine Teilprivatisierung strate-
gisch verfolgt werden. Die finanziellen Mittel fur den Ausbau der Infrastruktur und die Or-
ganisation eines angebotsorientierten schienengebundenen Personennahverkehrs sollen
so eingesetzt werden, dass in Verbindung mit dem straBengebundenen OPNV durchgan-
gige attraktive Reiseketten entstehen. Dazu bedarf es einer Anschlusssicherung beim
Umstieg und einer angemessenen Finanzausstattung der Aufgabentrager des OPNV.

Migrations-, Asyl- und Flichtlingspolitik zeitgemal ausgestalten

In Sachsen-Anhalt leben etwa 1,9 % Menschen mit Migrationshintergrund. Die Grinde fur
ihr Hiersein sind vielfaltig, der rechtliche Status problembeladen. Die Migrations-, Asyl-
und Flichtlingspolitik wird weitgehend von Bundesgesetzen bestimmt. Im Rahmen einer
konzertierten Aktion der Linksfraktionen forderten wir im September 2006 die Verabschie-
dung einer bundeseinheitlichen Bleiberechtsregelung und die Aussetzung aufenthaltsbe-
endender MalRnahmen fur langjahrig in der Bundesrepublik Deutschland lebende auslan-
dische Personen (Altfallregelung). Die Fraktion favorisiert individuelle dezentrale Unter-
bringungsregelungen und widersetzte sich energisch der geplanten Einrichtung einer Ge-
meinschaftsunterkunft in den Raumlichkeiten der Zentralen Anlaufstelle fir Asylbewerber
und Asylbewerberinnen (ZASt) in Halberstadt. Mit dem Antrag ,Zur Téatigkeit und Stellen-
neubesetzung des Auslanderbeauftragten der Landesregierung des Landes Sachsen-
Anhalt* ergriff die Fraktion die Initiative, die Uber einen langen Zeitraum hinausgeschobene
Neubesetzung der Stelle der/des Auslanderbeauftragten kurzfristig zu realisieren. Die
Fraktion unterstitzte die Bundesratsinitiative von Rheinland-Pfalz und Berlin, Auslanderin-
nen und Auslandern, die seit langem ihren Lebensmittelpunkt in Deutschland haben, hier
arbeiten und mit einem deutschen Lebenspartner verheiratet sind, per Grundgesetzande-
rung ein kommunales Wahlrecht einzurdumen. Im Rahmen des Nationalen Integrations-
planes und der Entwicklung eines Integrationskonzeptes fur Sachsen-Anhalt wurde das
Arbeitsfeld der Auslanderbeauftragten zur Integrationsbeauftragten umprofiliert. Um im
Doppelhaushalt 2010/11 die notwendige Vorsorge fur die Erledigung der erweiterten Auf-
gaben sachgerecht treffen zu kdnnen, verlangte die Fraktion im Sommer 2009 einen Ta-
tigkeitsbericht der Integrationsbeauftragten.
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Arbeitskreis II:

Bildung und Soziales
Soziales, Kinder, Jugend, Familie, Gesundheit, Schulen, Hochschulen, Wissenschaftseinrichtungen, Kultur,
Medien, Behindertenpolitik, Sport, Bevoélkerungspolitik, Gleichstellung

Eine Schule fir alle Kinder: individuelle Forderung und gemeinsames Lernen — un-
ser Ziel

Die von der Fraktion in den Bildungskonvent entsandten Mitglieder der Fraktion setzen
sich intensiv fur die ldeen gemeinsamen kooperativen Lernens, individueller Férderung,
sozialer Integration und demokratischer Teilhabe an Bildung ein. Die bisher verabschiede-
ten Konventempfehlungen weisen in diese Richtung. Insbesondere die Wiedereinfiihrung
des Ganztagsanspruches auf einen Kitaplatz fur alle Kinder — unabhangig vom sozialen
Status der Eltern — ist ein wichtiges Signal fur kinftige Bildungskonzepte. Die Quote der
Kinder, die an Forderschulen lernen, liegt in Sachsen-Anhalt auf sehr hohem Niveau. Wir
haben im Landtag mit mehreren Initiativen Entwicklungen befordert, die heute in ein erstes
Handlungskonzept des Landes zur Entwicklung der schulischen Integration und in das
Modellprojekt zum gemeinsamen Lernen in der Grundschule gemundet sind. Mit Antragen
zur gendersensiblen Gestaltung von Bildungsprozessen, zur Curricularreform in der Se-
kundarschule, zur Starkung der Lesekompetenz, zur Entwicklung der polytechnischen Bil-
dung und zur Berufsvorbereitung leistete DIE LINKE einen geachteten Beitrag in der Bil-
dungsdebatte. Praxisbezug und Initiativen zur Berufsorientierung sind an zahlreichen
Schulen in Sachsen-Anhalt gewachsen.

., Freie Fahrt fur Bildung“

Die Kosten fur die Fahrt zur Schule, die Schilerinnen und Schler in der 11., 12. und 13.
Klasse an Gymnasien, Gesamtschulen und berufsbildenden Schulen bisher aufbringen
mussten, haben den Zugang zu hoher Bildung nicht selten eingeschrankt. Die Fraktion hat
sich seit der ersten Wahlperiode, besonders intensiv aber am Ende der vierten und in der
flnften Wahlperiode, dafir eingesetzt, die Jugendlichen von diesen Kosten zu entlasten.
Ab diesem Schuljahr Gbernimmt das Land diese Kosten zu einem erheblichen Anteil. Bei
aller Kritik an der Handhabbarkeit des diesbezuglichen Gesetzes und seiner administrati-
ven Umsetzung wurde hier gemeinsam mit der Schilerinitiative ,Freie Fahrt fur Bildung*
ein deutschlandweit beachtlicher Schritt erstritten.

Ein leistungsfahiges und stabiles Schulnetz sichern

Schulfusionen und SchulschlielBungen, die in der demografischen Entwicklung ihre Ursa-
che hatten, belasteten die Bildungslandschaft und die Arbeit an vielen Schulen in Sach-
sen-Anhalt. Die Fraktion hat sich vehement fir flexible Rahmenbedingungen der Schul-
netzplanung eingesetzt, die die Spielraume fir kommunale Entscheidungen erweitern und
die regionalen Spezifika angemessen bertcksichtigen. Diese Forderungen sind eingeflos-
sen in die Schulentwicklungsplanverordnung vom September 2008. Als erste und zu-
nachst einzige Fraktion haben wir gefordert, die Entwicklung des Schulnetzes zu verknup-
fen mit der Personalentwicklungsplanung fur die Schulen. Von der Landesregierung for-
derten wir, daflr zu sorgen, dass auch in Zukunft eine ausreichende Zahl von Lehrkraften
zur Verfiigung steht.

Lehrerinnen und Lehrer fur die Schulen von morgen

In den vergangenen Jahren stand angesichts sinkender Schulerinnenzahlen ein relativ
grolRes Lehrkraftepotential zur Verfigung, wenn auch in bestimmten Fachern ein perma-
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nenter Mangel blieb. Diese Situation wird sich grundlegend wandeln: zahlenmé&fRig starke
Lehrerinnen-Jahrgdnge scheiden aus dem Schuldienst aus, die Schilerinnenzahlen sin-
ken bis 2020 nicht mehr gravierend und die Zahl der Lehramtsabsolventinnen der Hoch-
schulen ist zu gering. Ubereinstimmend mit der GEW fordert die Fraktion seit langerem
mehr Lehramts-Studienplatze, mehr Platze in den Staatlichen Seminaren, einen erhéhten
Einstellungskorridor sowie ein tragfahiges Personalentwicklungskonzept fir die Schulen.
Wenn auch fast zu spat, gibt es erste Erfolge. Der Entwurf des Doppelhaushalts 2010 /
2011 enthélt eine Aufstockung der Staatlichen Seminare; ein Konzept zur Sicherung des
Lehrkraftenachwuchses liegt zur Diskussion vor.

Hochschulen — Innovationscenter in Finanznot

Angesichts der erfreulich hohen Studierendenzahl und wachsender Aufgaben in For-
schung, Weiterbildung, Wissenschaftskooperation und Wissenstransfer sind die Hoch-
schulen in Sachsen-Anhalt unterfinanziert. Die Fraktion hat sich in den Haushaltsverhand-
lungen vehement dafir eingesetzt, die den Hochschulen zur eigenen Bewirtschaftung zur
Verfligung stehenden Budgets zu erhéhen, um die Ausbildungskapazitaten bedarfsgerecht
auszubauen und Schwerpunktbereiche, insbesondere Technologiefolgeabschétzung, Risi-
ko- und Umweltforschung, zielgerichtet entwickeln zu kénnen. Wir fordern, die durch tarifli-
che Regelungen steigenden Personalkosten an den Hochschulen vom Land nicht nur zu
90% auszugleichen, sondern zu 100% bereitzustellen. Die Fraktion hat die Proteste der
Hochschulen und Studierenden gegen die Unterfinanzierung stets unterstitzt und geplan-
te, noch tiefere Einschnitte in den Wissenschaftsetat mit verhindert.

Konsequent gegen Studiengebihren

Die Gefahr, dass Studiengebiihren erhoben werden, ist bei den klammen o6ffentlichen
Kassen und Hochschulbudgets latent. Die Fraktion forderte bereits im ersten Jahr der
Wabhlperiode mit einer Gesetzesinitiative erneut das klare Verbot von jeglichen Studienge-
bihren, einschlie3lich Langzeitstudiengebihren, und die Beschréankung der Mdglichkeiten
zur Erhebung weiterer Entgelte auf Studiengange und andere Angebote. In allen Debatten
um das Landeshochschulgesetz haben wir auf diesen Forderungen bestanden. Die Tatsa-
che, dass in Sachsen-Anhalt bis heute keine Studiengebihren auf das grundstandige Stu-
dium erhoben werden, erweist sich als Vorteil fur den Bildungsstandort Sachsen-Anhalt.

Forschung und Innovation stehen im Zentrum unserer Entwicklungsstrategie fur
Sachsen-Anhalt

Landesverband und Fraktion haben Innovation und aktive soziale Gestaltung als jenen
Entwicklungspfad fir das Land bestimmt, der allen Burgerinnen und Burgern Chancen auf
eine lebenswerte Zukunft eréffnet. Innovation in Wissenschaft, Wirtschaft und Bildung hat
dabei eine Schlisselfunktion. Die Fraktion hat in diesem Sinne durch Antrage und intensi-
ve Diskussionen in den Fachausschiissen den Beschluss des Landtages ,Innovationspoli-
tik fur Sachsen-Anhalt* initiiert. Er fihrte zu einem Innovationsbericht des Landes und
Schlussfolgerungen fiur die kinftige Umsetzung der Innovationsstrategie. Forschung und
Innovation brauchen die gezielte Forderung des wissenschaftlichen Nachwuchses. Die
Fraktion setzte sich fiir die Verbesserung der Graduiertenfoérderung, fur die Erweiterung
der Moglichkeiten von Fachhochschulabsolventinnen und -absolventen, ihre wissenschaft-
liche Arbeit auch zur Promotion fuhren zu kénnen, und fir eine Starkung des wissen-
schaftlichen Mittelbaus ein. lhre diesbeziiglichen Gesetzesinitiativen befinden sich in der
parlamentarischen Debatte.
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Solide berufliche Qualifikation sichern

Die berufliche Bildung steht in Sachsen-Anhalt vor groBen Herausforderungen. Nach wie
vor bleibt einer erheblichen Zahl benachteiligter Jugendlicher der Weg zu einer soliden Be-
rufausbildung verschlossen, die Grundlage guter Arbeit, gesellschaftlichen Wohlstands
und unerlasslich fur ein selbstbestimmtes Leben, fir demokratisches und kritisches Enga-
gement in der Gesellschaft ist. Andererseits stehen in den nachsten Jahren immer weniger
Bewerberinnen und Bewerber fur eine berufliche Ausbildung zur Verfligung. Es droht
Fachkraftemangel. Wirtschaftliche Dynamik und Internationalisierung fordern eine Berufs-
bildung. Die Fraktion hat mit mehreren Antragen dafir gesorgt, dass die kinftige Entwick-
lung und Profilierung der berufsbildenden Schulen erértert werden. Gemeinsam mit Ge-
werkschaften und Kammern setzt sie sich ein, spezifische Konzepte und Angebote fur Ju-
gendliche mit Benachteiligungen zu entwickeln.

Bildungspolitik im Dialog

Die Fraktion sieht im Bildungsbereich erheblichen Reformbedarf. Die derzeitige Regierung
ist dazu nicht in der Lage. Umso notwendiger ist es, unsere bildungspolitischen Strategien
mit vielen Birgerinnen und Birgern, mit den Akteurinnen und Akteuren von Bildung, Wis-
senschaft und Forschung offen und konstruktiv zu diskutieren. Die Fraktion hat zur Hoch-
schulentwicklung, zur Innovation und zur Berufsausbildung Thesen sowie ein Schulpoliti-
sches Konzept verabschiedet und offentlich zur Diskussion gestellt. Gemeinsam mit der
Rosa-Luxemburg-Stiftung wurden Konferenzen zur Wissenschaftspolitik und zur Schulpoli-
tik durchgefiuhrt, die groRe Resonanz fanden. Mit der Linksfraktion im Deutschen Bundes-
tag fand ein Workshop zur Berufsausbildung statt, ein weiterer ist noch im November d.J.
geplant. Vor wenigen Tagen traf sich die Fraktion mit hochrangigen Expertinnen aus
Hochschulen, Forschungsinstituten und Wirtschaftsunternehmen, um tber die kinftige In-
novationspolitik zu beraten. In der Reihe ,DIE LINKE im Bildungskonvent vor Ort* wurden
Arbeitsbesuche und bildungspolitische Foren gemeinsam mit den Kommunalpolitikerinnen
und -politikern im Landkreis Stendal, Altmarkkreis Salzwedel, Landkreis Harz, Landkreis
Borde, Salzlandkreis, Landkreis Anhalt-Bitterfeld, Landkreis Wittenberg, Burgenlandkreis,
Landkreis Mansfeld-Stdharz, in Dessau-Rof3lau und Halle durchgefuhrt. Dartber hinaus
fanden systematische Arbeitsbesuche in Forderzentren und berufsbildenden Schulen,
Hochschulen und Wissenschaftseinrichtungen statt. Die Aktivitdten werden in einem fach-
ubergreifenden Projekt ,Bildung und soziale Chancengleichheit* gebundelt und im Rah-
men der Internetprasentation ,Bildung-wirkt!* vorgestellt. (www.bildung-wirkt.de)

Beratung, Hilfe und Interessenvertretung fir Menschen in sozialen Konfliktlagen

In einer mehrwochigen Tour besuchten Mitglieder der Fachgruppe Soziales verschiedene
Beratungsangebote fiir Menschen in sozialen Not- und Konfliktlagen: Erziehungsbera-
tungsstellen, Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen, Schuldnerberatungsstellen,
Selbsthilfegruppen und Selbsthilfekontaktstellen, Frauenhauser und andere Vereine und
Initiativen. Im Anschluss daran wurde das bereits vorliegende Konzept der Kommunalen
Sozialpauschale Uberarbeitet. Es gibt Auskunft dariiber, wie sich die Sozialpolitikerinnen
der Fraktion die Zukunft dieser sozialen Infrastruktur hinsichtlich der Untergliederung, der
Finanzierung und der Zustandigkeit vorstellen. Im November wird dieses Konzept gemein-
sam mit den kommunalen Sozialpolitikerinnen und vielen verschiedenen Vertreterinnen
der Beratungslandschaft selbst diskutiert.
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Verbesserung der Angebote fur Musisch-asthetische Bildung durchgesetzt

Das Projekt ,Musisch-asthetische Bildung“ (MaBi) zeigt auf besondere Weise, dass es
notwendig ist, heranwachsende Generationen verantwortungsbewusst mit europaischer
Kulturtradition vertraut zu machen. Ziel des Projektes, das auf dem von der PDS 2001
eingebrachten Antrag ,Kinder und Musik* aufbaut, ist es, Kindern und Jugendlichen, die
die Angebote der Musikschulen nicht nutzen kdénnen, tber den Musikunterricht hinaus den
Zugang zur Musik und somit zu kultureller Bildung zu 6ffnen und sie an das Spielen eines
Instrumentes heranzufiihren. Dabei sollen Kreativitdt und Musikalitéat auf individuelle Wei-
se geweckt, entdeckt und geférdert werden. Zum Abbau von Wartelisten neuer Interessen-
ten fir das Projekt beantragte die Fraktion die Aufstockung der Landesmittel. Im Schuljahr
2007/08 musizierten in Kooperation mit 24 Musikschulen landesweit insgesamt 2.580
Schilerinnen und Schiler in 177 allgemein bildenden Schulen im Rahmen von MaBi mit-
einander. In einen zweiten Schritt wurde mit der Ausweitung des Projektes auf Kinderta-
gesstatten begonnen.

Bibliotheksgesetz auf den Weg gebracht

Als erste Fraktion im Landtag brachte DIE LINKE einen eigenstandigen Entwurf fur ein
Bibliotheksgesetz in den Landtag ein und setzte so eine zentrale Forderung der Biblio-
thekskonferenz Sachsen-Anhalts aus dem Jahr 2007 und der Enquetekommission des
Bundestags ,Kultur in Deutschland“ um, die gesetzliche Regelungen fir die Bibliotheks-
landschaft verlangten. Kern des Gesetzentwurfes ist die Definition von Offentlichen Biblio-
theken als Bildungseinrichtung und unverzichtbarer Bestandteil der sachsen-anhaltischen
Kulturlandschaft. Auch, um weitere BibliotheksschlieBungen zu verhindern, macht der Ge-
setzentwurf das Vorhalten Offentlicher Bibliotheken fir die kommunalen Trager zur
Pflichtaufgabe, die allen Birgerinnen und Burgern das Recht auf gut erreichbare Biblio-
theken gewahrleistet. Angesichts der komplizierten Haushaltslage der kommunalen Trager
wird die Moglichkeit er6ffnet, Fordermittel des Landes fur den Auf- und Ausbau leistungs-
fahiger Bibliotheken und deren Vernetzung, fir das Angebot innovativer Dienstleistungen
sowie zur Aktualisierung des Bestandes einzusetzen. Fir Kinder und Jugendliche soll die
Nutzung der Bibliotheken unentgeltlich sein.

Landesmittel fir Theater und Orchester gesichert

Der Linksfraktion ist es - gemeinsam mit den anderen Fraktionen — gelungen, die Landes-
fordermittel fur die Theater und Orchester auf gleichem Niveau zu belassen, wie in den
Haushaltsjahren zuvor. Somit konnten tiefe Einschnitte in die Theaterlandschaft verhindert
und im Rahmen der offentlich-rechtlichen Vertrage Planungssicherheit bis 2012 gegeben
werden. Von der Landesregierung haben wir ein Entwicklungskonzept fur die Theater- und
Orchesterlandschaft eingefordert.

Kulturelle Daseinsvorsorge auf die politische Tagesordnung geholt

Die jingste Kreisgebietsreform, das Absinken o6ffentlicher Gelder und die anhaltende ne-
gative demographische Entwicklung waren fur die Fraktion Anlass, die kulturelle Daseins-
vorsorge im Land zu hinterfragen. Thematisiert wurden insbesondere die Entwicklung der
Bibliotheken, Kunst- und Kulturangebote fur Kinder und Jugendliche, die Entwicklung der
Musikschulen, die Mdglichkeiten kunstlerischer Ausbildungen sowie der Stand der sozio-
kulturellen Arbeit. Die Landtagsdebatte zur GroRen Anfrage machte deutlich, dass es in
den kommenden Jahren mehr denn je darauf ankommen wird, die vorhandenen Forder-
mittel effektiv einzusetzen und die Finanzierung von Uberregional bedeutenden Kulturein-
richtung auf breitere Schultern zu verteilen.
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Offentlich-rechtlicher Rundfunk - was alle brauchen muss 6ffentlich-rechtlich blei-
ben

Die Fraktion hat inr medienpolitisches Agieren konsequent daran ausgerichtet, den Offent-
lich-rechtlichen Rundfunk zu starken. In den Abstimmungen zu den Rundfunkstaatsvertra-
gen haben wir deutlich gemacht, dass der Offentlich-rechtliche Rundfunk solidarisch finan-
ziert werden, dass dieser Rundfunk staatsfern bleiben muss und dass nicht Uber die Héhe
der Rundfunkgebuhr in die Programmautonomie der Sender eingegriffen werden darf. Das
hielt uns jedoch nicht davon ab, kritisch mit dem MDR umzugehen, ihn an seinen Sende-
auftrag, an Sparsamkeit und einen effektiven Mitteleinsatz zu erinnern.

Behindertenpolitik zeitgemal gestalten

In der Behindertenpolitik brachte DIE LINKE als einzige Fraktion wesentliche Themen in
den Landtag ein. Die Aufforderung an die Landesregierung, die UN-Konvention tber die
Rechte behinderter Menschen schnellstmdglich zu ratifizieren, fand die volle Unterstit-
zung des Landtages. Ende 2010 wird es eine Berichterstattung der Landesregierung ge-
ben, welche Resultate bei der Umsetzung der Konventionsempfehlungen erzielt wurden.
Die konkreten und abrechenbaren Vorschlage der Fraktion zum ,Aktionsprogramm Barrie-
refreies Sachsen-Anhalt“ haben dazu gefiihrt, dass erstmalig alle Ressorts umfanglich und
konkret im Ausschuss berichteten. Unsere Vorschlage wurden dann zwar durch eine un-
verbindlichere Beschlussempfehlung der regierungstragenden Fraktionen ersetzt, mit die-
ser Debatte haben wir im Land jedoch einen Schritt in die richtige Richtung gemacht. Mit
zwei GroRen Anfragen zur Behindertenpolitik haben wir dafiir gesorgt, dass die Diskussion
uber einen Paradigmenwechsel in der Eingliederungshilfe hin zum Personlichen Budget
und zur integrativen Beschulung sehr konkret gefiihrt werden konnte. Bei allen Liicken in
den Antworten ist dennoch festzustellen, dass Bewegung in die Behandlung dieser The-
men kommt und die Landesregierung diesen Forderungen der Behindertenverbande
nachzukommen beginnt.

Gesundheitspolitik: Arztemangel Uberwinden, Versorgung im landlichen Raum si-
cherstellen

Im Mittelpunkt unserer Bemihungen in der Gesundheitspolitik auf Landesebene standen
Fragen der Chancengleichheit aller Birgerinnen und Birger des Landes bei der gesund-
heitlichen Versorgung. Als wichtigen Bestandteil der Offentlichen Daseinsvorsorge stellten
wir die ambulante medizinische Versorgung und Wege zur Uberwindung des Arzteman-
gels in den Mittelpunkt zweier gesundheitspolitischer Konferenzen. Mit dem Antrag ,Be-
darfsplanungsrichtlinien und arztliche Versorgung im landlichen Raum* haben wir Landes-
regierung und Offentlichkeit fir Wege zur Veranderung der unbefriedigenden Situation
sensibilisiert.

Kinder-, Jugend- und Familienpolitik bei der Linksfraktion in guten Handen

Die Fraktion ist auf vielfache Art zum Thema Kinder-, Jugend- und Familienpolitik im Land-
tag aktiv geworden. Nach dem gescheiterten Volksentscheid zur Kinderbetreuung hat die
Fraktion bereits 2006 einen eigenen Gesetzentwurf eingebracht, mit dem der Ganztags-
anspruch fur alle Kinder, unabh&ngig von Einkommen und Status der Eltern, wieder einge-
fuhrt werden sollte. Per Antrag zur Geschaftsordnung des Landtages wollten wir dem Lan-
desjugendhilfeausschuss mehr Mitspracherechte in kinder- und jugendpolitischen Angele-
genheiten geben. Mit mehreren Antrdgen wurden Strategien gegen Kinderarmut im Land-
tag thematisiert und eine Aktuelle Debatte zum Armuts- und Reichtumsbericht des Landes
initiiert. Uber Selbstbefassungsantrage und eine Vielzahl Kleiner Anfragen hat sich die
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Fraktion bemiht, die aktuellen Probleme des Kinder- und Jugendschutzes im Landtag zur
Sprache zu bringen. Im September 2008 fuhrte die Fraktion eine Fachtagung zum Thema
Kinderarmut durch, die grofRes Interesse fand. In den Verhandlungen Uber ein neues Fi-
nanzausgleichsgesetz kAmpfen wir darum, die Jugendpauschale weiterhin als zweckge-
bundene Ausgabe zu erhalten.

Arbeitskreis lll:

Wirtschaft und Landesentwicklung
Wirtschafts- und Landwirtschaftspolitik, Beschéftigungspolitik, Arbeitsmarktpolitik, Arbeitnehmerinnenrechte,
Gewerkschaftspolitik, Tourismus, Raumordnung, Umwelt und Naturschutz, Forst, Verbraucherpolitik, Europa

Der neue Landesentwicklungsplan — Herausforderung fur die ganze Fraktion

Die Fraktion erklarte im Jahr 2008 die kritische Begleitung der Aufstellung des neuen Lan-
desentwicklungsplans, welcher bis Ende 2010 vorliegen soll, zu einem zentralen Anliegen
ihrer Arbeit. Sie machte dabei die Sicherung der Offentlichen Daseinsvorsorge, die
Gleichwertigkeit der Lebensverhéltnisse und die konsequente Durchsetzung des Nachhal-
tigkeitsprinzips bei der Raumentwicklung zu Eckpunkten ihrer Betrachtungen. Davon aus-
gehend hat sie einen alternativen Vorschlag zur raumlichen Gliederung der Offentlichen
Daseinsvorsorge in Sachsen-Anhalt in die 6ffentliche Diskussion eingebracht. Keine Regi-
on des Landes darf aufgegeben werden und in eine Abwartsspirale aus Abwanderung,
Kaufkraftverlust, negativer Wirtschaftsentwicklung und Riickzug des Staates geraten. Da-
zu bedarf es mehr Ober- und Mittelzentren als im Entwurf der Landesregierung vorgese-
hen. Wir forderten, konsequent von der realen Lebenssituation der Menschen auszugehen
und das Prinzip durchzusetzen, alle Angelegenheiten durch die Inanspruchnahme offentli-
cher Nahverkehrsangebote regeln zu kénnen. Mit dem Konzept des Grundzentralen Ver-
sorgungsraumes verfligt DIE LINKE vor dem Hintergrund der neuen Gemeindestrukturen
uber den zukunftsfahigeren Ansatz fur die Gewdahrleistung der Daseinsvorsorge als die
Landesregierung. Die Fraktion hat ihr ,Leitbild zur raumlichen Gliederung der Offentlichen
Daseinsvorsorge in Sachsen-Anhalt* auf Landesparteitagen vorgestellt und mit entspre-
chenden Verdéffentlichungen eine breite offentliche Diskussion dartber ausgelést. Unsere
Vorstellungen haben einen positiven Widerhall gefunden und bezlglich der Zentralen Orte
die Landespolitik bereits nachweisbar beeinflusst. In Vorbereitung der Aufstellung des
Landesentwicklungsplans wurden eine Grol3e Anfrage zur Raumentwicklungspolitik in
Sachsen-Anhalt an die Landesregierung gestellt und Antrdge zum Flachenmanagement
bzw. zur deutlichen Verminderung der Flachenneuversieglung sowie zur Veranderung der
Bezugsbasis fur die Bevolkerungsstatistik eingebracht.

Natlrlichen Reichtum und Natur des Landes erhalten

Es war und ist ein Anliegen unserer Fraktion, den natirlichen Reichtum und die Vielfalt der
Natur unseres Landes auch fur nachfolgende Generationen als Grundlage und Bedingung
des gesellschaftlichen Lebens zu erhalten. Parlamentarisch und auf3erparlamentarisch un-
terstltzten wir gemeinsam mit der niedersachsischen Linksfraktion die Aktivitaten zur
Schlielfung des Atommiillendlagers Morsleben. Per Selbstbefassungsantrag thematisier-
ten wir den umweltvertraglichen und kofinanzierten Hochwasserschutz in Sachsen-Anhalt.
Die Fraktion hat sich gegen den Bau eines Staudammes im Selketal ausgesprochen und
beantragte die Ausweisung des Biospharenreservats Gipskarst Stdharz auf der Grundla-
ge der UNESCO-Beschlusse. Kritisch begleiten wir die Entwicklung des Landergrenzen
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Uberschreitenden gemeinsamen Nationalparks Harz. Mit Sorge erfillen uns fehlende Mo-
nitorierungsprojekte fir die NATURA-2000-Gebiete, die unzureichende Finanzierung von
Naturschutzpflegemaflinahmen und die Gefahrdung des UNESCO-Status des Biosphéren-
reservats Mittelelbe durch mangelhafte Personalausstattung. Wiederholt haben wir die
Umsetzung der europaischen Wasserrahmenrichtlinie eingefordert und setzten uns dafur
ein, dass das Land eigene Standards im Umweltrecht setzt und Schluss macht mit der Po-
litik der schleppenden Umsetzung der umweltrechtlichen EU- und Bundesvorgaben. Die
seit 2007 vorgenommenen und fir 2010 geplanten weiteren 20%igen Kirzungen bei der
Finanzierung der Umweltverbande gefahrden deren Arbeitsfahigkeit. Wir bemihen uns
hier um Schadensbegrenzung.

Wirtschaftspolitik wirksam und nachhaltig

Wirtschaftspolitisch haben wir uns auf Aktivitaten konzentriert, die auf eine selbsttragende
wirtschaftliche Entwicklung in Sachsen-Anhalt gerichtet sind. Wir gehen davon aus, dass
jetzt die Weichen hin zu einem sozial-6kologischen Umbau gestellt werden missen, um
eine grundlegende Erneuerung des Kapitalstocks fur eine Wirtschaft zu erreichen, bei der
die Ressourceneffizienz schneller steigt als die Arbeitsproduktivitat und in der wirtschaftli-
che Prozesse auf eine nachhaltige Weise mit Naturprozessen und Naturressourcen ver-
bunden sind. Mit diesen Pramissen haben wir von der Landesregierung ein MaRnahmepa-
ket eingefordert, mit dem durch die Anpassung der Forderkonditionen die Probleme der
Wirtschafts- und Finanzkrise Uberwunden werden kdnnen und eine Antwort auf die veran-
derten Bedingungen der EU-Strukturfondsférderung ab 2013 gegeben wird. Trotz geringer
werdender Fordermittel im Bereich der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur* (GRW) und der EU-Strukturfonds verfolgen wir konsequent einen
nachhaltigen Entwicklungspfad. Das perspektivisch ausgerichtete Forderszenario soll be-
reits in die Beratung des Doppelhaushalts 2010/2011 einflieRen.

Innovationspolitik fir Sachsen-Anhalt ausweisen

Die Zukunft Sachsen-Anhalts hangt erheblich von weiteren Fortschritten bei der Verbin-
dung von Wissenschaft und Wirtschaft und der Verfligbarkeit qualifizierter Ingenieure und
Wissenschatftler ab. Das Land braucht eine dem Strukturwandel angepasste Innovations-
politik. In Umsetzung des Leuna-Parteitagsbeschlusses stand deshalb die Innovationsfa-
higkeit des Landes im Zentrum vieler Aktivitaten der Fraktion. Ausgangspunkte waren fur
uns die Nachhaltigkeit und das Wachstum von Innovationspotenzialen in Regionen und
Unternehmen des Landes. Unsere parlamentarischen Aktivitdten zielten auf eine héhere
Wirksamkeit der Instrumente und Rahmenbedingungen der Innovations- und Regionalpoli-
tik zur Entwicklung und Forderung von Innovationssystemen und -clustern. Wir haben von
der Landesregierung ein darauf ausgerichtetes Innovationskonzept gefordert und auf eine
dem Strukturwandel angepasste Bildung und Qualifizierung gedrangt. Von der Landesre-
gierung haben wir die Vorlage eines Innovationsberichts gefordert, der insbesondere Aus-
kunft gibt Gber die Perspektiven und Entwicklungschancen von Nachwuchskraften, die
Schaffung von Rahmenbedingungen fir den Auf- und Ausbau von wettbewerbsfahigen
Standorten fur Forschung und Entwicklung, die Herausbildung von Kooperationen und
Netzwerken von Unternehmen, Hochschulen sowie Bildungs- und Forschungseinrichtun-
gen und die Entwicklung des Unternehmens- und Innovationsmanagements in technolo-
gieorientierten Unternehmen.

Innovationen in der Landwirtschaft beférdern

Die Fraktion spricht sich daftir aus, dass in den neuen Bundeslandern eine leistungsfahige
und im internationalen Wettbewerb sichtbare Agrarfakultat als Kern eines interdisziplinéren
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Netzwerkes angrenzender Wissenschaftsbereiche eingerichtet wird. Fir die Entwicklung
einer solchen Fakultat sieht sie in Halle entsprechende Anknipfungspotenziale. Deshalb
setzten wir uns dafir ein, dass mittelfristig der Aufbau einer agrar- und ernahrungswissen-
schaftlich gepragten Fakultdt an der Martin-Luther-Universitat Halle-Wittenberg erfolgen
kann und alle Voraussetzungen geschaffen werden, die eine Entwicklung der Agrar- und
Ernahrungswissenschaften an diesem Standort beférdern.

Unterstitzung von Klein- und mittelstdndischen Unternehmen

Nach wie vor ist der Zugang zu Finanzmitteln eines der grof3ten Grindungshindernisse fur
junge Unternehmen im Land. Notwendig ist es vor allem, die beschrénkten Finanzie-
rungsmoglichkeiten fir Existenz- und Unternehmensgrindungen aufzubrechen. Neben der
Verringerung der ausgepragten Eigenkapitalschwache kdme es vor allem darauf an, die
eingeschrankten Moglichkeiten zum Erhalt von Zuschissen in der Strukturfondsforderpe-
riode ab 2007 durch MaRnahmen des Landes zu kompensieren. Unsere Antrage, die Lage
von Existenzgrindern mit Mikrodarlehen unter Verwendung von Mitteln des Europaischen
Sozialfonds zu verbessern, wurden jedoch von der Landesregierung abgelehnt.

Kommunale Unternehmen starken

Die kommunale Wirtschafts- und Beschéaftigungspolitik ist fur viele Stadte und Gemeinden
ein wichtiges Standbein zur Sicherung der Offentlichen Daseinsvorsorge und zum Erhalt
von Arbeitspléatzen in der Region. Unsere Vorschlage zur Anderung der Gemeindeordnung
zielten darauf, Uberregulierungen zwischen der Gemeindeordnung Sachsen-Anhalts und
dem ubergeordneten Rechtsrahmen (EU-Binnenmarktrichtlinien, Energiewirtschaftsrecht)
abzubauen und so den kommunalen Unternehmen die gleichberechtigte Teilhabe am
Wettbewerb zu ermdglichen. Damit sollte ein Beitrag zur Sicherung wettbewerbsfahiger
Arbeitsplatze und zum Erhalt und Ausbau regionaler Wirtschaftsverflechtungen in Sach-
sen-Anhalt geleistet werden. Die Landesregierung hat die Vorschlage bisher nur halbher-
zig bericksichtigt.

Mindestlohn gegen Lohndumping erkampfen

Fur DIE LINKE ist eine sozialversicherungspflichtige und existenzsichernde Entlohnung flr
die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie flir die Entwicklung der Binnenkonjunktur
von entscheidender Bedeutung. Im Mai 2006 griindete sich das Landesbindnis fur Min-
destlohn in Sachsen-Anhalt, in dem die Fraktion aktiv mitwirkt. Wir haben flachendeckend
Diskussionsrunden angeboten, Konferenzen zum Mindestlohn organisiert und regelméafig
Uber die Arbeit des Blndnisses informiert. Im Zentrum mehrerer parlamentarischen Aktivi-
taten stand der Kampf gegen Lohndumping, prekare Beschéaftigung und fir die Einfliihrung
eines gesetzlichen Mindestlohnes, der die Menschen vor der Armutsfalle bewahrt, von der
in Sachsen-Anhalt 11% der Bevolkerung mit ca. 110.000 Beschaftigten bedroht sind. Wir
haben die Landesregierung aufgefordert, sich 6ffentlich gegen Lohndumping auszuspre-
chen und keine Auftrage an Firmen zu vergeben, die Menschen zu sittenwidrigen Léhnen
arbeiten lassen.

Arbeits- und Lebensbedingungen verteidigen

Mit der Ausweitung des Niedriglohnsektors und des Lohndumpings haben sich die Ar-
beitsbedingungen der abhéngig Beschéftigten systematisch verschlechtert. Langere Ar-
beitszeit, unbezahlte Mehrarbeit, Kirzung des Urlaubsanspruchs und Verringerung bzw.
Streichung von Urlaubsgeld und Weihnachtsgratifikationen sind konjunkturschadliche Fol-
gen. Als einzige Fraktion haben wir diese Probleme regelmafRig im Landtag zur Diskussion
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gestellt. Die Aktuellen Debatten, Antrdge und Anhdrungen im Wirtschaftsausschuss um-
fassten die Themen: ,Soziale Spaltung der Gesellschaft - Gefahr fur die Zukunftsfahigkeit
Sachsen-Anhalts”, ,Keine Abstriche an geltenden Arbeitnehmerrechten zulassen“ oder die
»Sicherung guter Arbeitsbedingungen in Sachsen-Anhalt®. Wir haben fir mehr Demokratie
und fur einen verbesserten Kiindigungsschutz in den Unternehmen in Sachsen-Anhalt ge-
stritten, die selbstverstandliche Umsetzung des Betriebs- und Personalrechts gefordert
und haben uns fur die Verkirzung des Einsatzes von Zeitarbeitnehmerinnen stark ge-
macht. Kurzarbeit darf es nur fir Unternehmen geben, die wirklich in Not geraten sind.
Dazu haben wir Antrage gestellt und Anhdrungen von Unternehmen und Betriebsraten im
Wirtschaftsausschuss durchgesetzt. Die Fraktion hat sich fur den Postmindestlohn, das
Briefmonopol der Post, den Erhalt des Ladenschlussgesetzes, die Sicherung der Arbeits-
platze bei der Telekom und die Sicherung des vereinbarten Mindestlohnes bei den Be-
schaftigten am Bau eingesetzt. In Zusammenarbeit mit den Betriebs- und Personalraten
sowie den Einzelgewerkschaften haben wir im Marz 2009 eine erfolgreiche Betriebs- und
Personalratekonferenz durchgefihrt.

Hartz IV: Kreiseinheitliche Regelungen in der Arbeitsmarktpolitik

Hartz IV ist ein sozialpolitischer Holzweg — er drangt Menschen in Ein-Euro-Jobs, statt ih-
nen eine berufliche Perspektive zu eroffnen. Arbeitslosigkeit ist vor allem auf fehlende Ar-
beitsplatze zurickzufuhren. Die Fraktion tritt vehement dem diffamierenden Generalver-
dacht entgegen, Hartz-1IV-Empfanger wirden nicht arbeiten wollen, und bemuht sich dar-
um, die Probleme der Arbeitslosen und Hartz-IV-Empfanger zu mindern. Wir setzten uns
im Vollzug der Kreisgebietsreform dafir ein, dass die ohnehin schon schwierige Umset-
zung des SGB Il durch unterschiedliche Zustandigkeiten fur die Betroffenen nach Her-
kunftskreisen nicht noch weiter verkompliziert wird, und forderten kreiseinheitliche Rege-
lungen in der Arbeitsmarktpolitik.

Erneuerbare Energien auf den Vormarsch bringen

Die Fraktion hat sich kritisch mit dem Energiekonzept der Landesregierung auseinander-
gesetzt, in dem stark auf fossile Energietrager und sogar auf Atomenergie gesetzt wird.
Unser klares ,Nein* zu den Planen, bei Arneburg ein Steinkohlekraftwerk zu bauen, war
also nur folgerichtig. DIE LINKE hat sich stattdessen fur den Ausbau erneuerbarer Ener-
gien im Land ausgesprochen, weil dieser die regionale Wertschépfung fordert und aus
Griunden des Klimaschutzes von besonderer Dringlichkeit ist. In unseren Antragen haben
wir die Landesregierung aufgefordert, selbst energiepolitische Malinahmen zum Energie-
sparen und zur Nutzung erneuerbarer Energien zu ergreifen. Ebenso haben wir uns dafur
eingesetzt, auch im Bereich der Warmeversorgung mehr auf ,erneuerbare” Energiequellen
zu setzen. Bei den Kommunaltouren besuchten wir regelméRig Stadtwerke, denn sie spie-
len eine besondere Rolle bei der Daseinsfiirsorge, zu der auch die Versorgung mit be-
zahlbarer und umweltfreundlicher Energie zahlt. Im Parlamentarischen Beirat flr erneuer-
bare Energien nutzten wir die Diskussionen zum Landesentwicklungsplan, um mit Akteu-
rinnen neue Ansatze fur parlamentarische Initiativen zu beraten.

Parlamentarischen Untersuchungsausschuss zur illegalen Mullentsorgung gefor-
dert

Im Friahjahr 2008 wurde bekannt, dass in Sachsen-Anhalt in Tongruben und Deponien
Mull illegal entsorgt wurde. DIE LINKE forderte die Einsetzung eines Parlamentarischen
Untersuchungsausschusses, um zu klaren, ob und wie das Handeln der verschiedenen
Verwaltungsebenen dieses illegale Tun erméglicht oder beginstigt hat. Nach gut einem
Jahr beharrlicher Arbeit ist deutlich, dass mangelnde Aufsicht, Kompetenzgerangel und
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Regelungsdefizite beginstigend auf die nicht ordnungsgemalfe Verbringung und Lage-
rung von Abféllen in einigen Gruben, Deponien und Tagebauen in Sachsen-Anhalt gewirkt
haben.

EU-Politik zum Wohle des Landes gestalten

Die groBen Themen in der Europapolitik waren der Lissabon-Vertrag, die EU-
Dienstleistungsrichtlinie, die EU-Strukturfonds sowie die ,Europatauglichkeit des Landta-
ges”. Als einzige Landtagsfraktion haben wir den Lissabon-Vertrag aufgrund seiner Artikel
zur Aufristung und zum ,freien und unverfalschtem Wettbewerb* abgelehnt und die Ab-
lehnung des Vertrags durch die Landesregierung im Bundesrat beantragt. Dartber hinaus
hat die Linksfraktion aufgrund des Verfassungsrangs des Lissabon-Vertrages eine Volks-
abstimmung Uber den Vertrag gefordert. Die EU-Dienstleistungsrichtlinie lehnte die Frakti-
on ab, weil mit ihr jegliche Hemmnisse flr die Dienstleistungserbringung im européischen
Raum abgebaut werden und daraus eine Bedrohung fir die sozialen und gesellschatftli-
chen Standards und Errungenschaften im Land resultiert. Zur Abschatzung der Folgewir-
kungen haben wir im Landtag eine Anhérung der Kommunen initiiert. Mit verschiedenen
Antrdgen haben wir uns um eine Schadensbegrenzung bei der notwendig gewordenen
Umsetzung der Richtlinie bemuht. In einer Gro3en Anfrage haben wir von der Landesre-
gierung eine Evaluation der EU-Strukturforderperiode 2000 - 2006 gefordert. Wir stehen
der vorgelegten Bewertung kritisch gegenuber, weil das Indikatorensystem nicht hinrei-
chend aussagefahig ist in Bezug auf die Nachhaltigkeit der FérdermalRnahmen, insbeson-
dere hinsichtlich der Schaffung von Arbeitsplatzen. Den Beginn der neuen Férderperiode
sehen wir kritisch, weil die Programme zu spat angelaufen sind und es Verzdgerungen bei
der Ausgestaltung der nachgelagerten Landesforderrichtlinien gibt. In Sachen Beteiligung
und Mitsprache des Landtages, der so genannten ,Europatauglichkeit*, haben wir die
Landesregierung mehrfach zu einer besseren Kooperation mit den Landtagsabgeordneten
angehalten. Wir fordern die friihzeitige Einbeziehung des Landtages in die Diskussion ge-
planter EU-Rechtssetzungsvorhaben.

Landlicher Raum und nachhaltige Entwicklung der Landwirtschaft

Die Entwicklung der Landlichen Raume bildet seit mehreren Jahren einen Schwerpunkt in
der Arbeit der Fraktion. Im Kern ging und geht es um die Schaffung gleichwertiger Le-
bensbedingungen im ganzen Land und die Sicherung einer entsprechenden Daseinsvor-
sorge in den peripheren Bereichen der Ballungszentren. Dabei ist die Land- und Forstwirt-
schaft von zentraler Bedeutung. Die Fraktion hat sich stets fir eine wirtschaftliche Stabili-
sierung in diesen Bereichen eingesetzt. Sie kann dabei auf parlamentarische Initiativen
verweisen, die auf eine nachvollziehbare und fur die Landwirte annehmbare Milchpreis-
entwicklung orientierten und eine Flachenverwertung der BVVG forderten, die den Interes-
sen ortsansassiger landwirtschaftlicher Unternehmen und damit auch der Entwicklung re-
gionaler Wirtschaftskreislaufe im Landlichen Raum nicht zuwiderlauft. Dazu zahlt auch die
Entlastung der Landwirtschaft von einer ungerechtfertigen Besteuerung von Bio-
Dieselkraftstoffen.

Trennung von hoheitlichen und wirtschaftlichen Aufgaben in der Forstverwaltung
ist Fehlentwicklung

Bei der Forstpolitik ging es uns um die Umsetzung einer nachhaltigen Forstwirtschaft, die
Beschaftigung sichert und schafft sowie die Schutz-, Nutz- und Erholungsfunktion des
Waldes sichert und voranbringt. Bei allen Verwaltungs- und forstwirtschaftlichen Mafl3nah-
men hat sich DIE LINKE immer davon leiten lassen, was fiir das Okosystem Wald lebens-
wichtig ist, welche Erfordernisse fir die Politik und Gesellschaft daraus erwachsen und
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welche forstpolitischen Ziele von daher kurz-, mittel- und langfristig abzustecken sind. Vor
diesem Hintergrund haben wir in einem Antrag einen ablehnend kritischen Standpunkt zur
Forststrukturreform von 2006 bezogen und uns fur den Erhalt der Einheitsforstverwaltung
ausgesprochen. Wir meinen, dass die vorgenommene Trennung von wirtschaftlichen und
hoheitlichen Aufgaben langfristig gravierende negative Folgen haben wird. Die jetzige
Forststruktur bedeutet ein Mehr an personellem Aufwand fir Organisation und Verwaltung,
wahrend qualifiziertes Personal vor Ort im Wald bendétigt wird. Mehrfachzustandigkeiten
und raumlich groRere Entfernungen bzw. zu grofRe Reviere haben zwangslaufig zur Fol-
ge, dass die Verwaltung zunehmend fachlich zersplittert und waldfern arbeitet. Dies scha-
det dem Wald und gefahrdet den dringend benétigten Bestand an gut ausgebildeten und
erfahrenen Waldarbeiterinnen bzw. Forstleuten. Mit unseren Initiativen rangen wir darum,
Waldbesitz in 6ffentlicher Hand im Eigentum des Landes bzw. der Kommunen zu halten.

Reisen bildet: Tourismus barrierefrei gestalten und fur alle gewahrleisten

Im Politikfeld Tourismus setzt sich DIE LINKE vor allem fur das Segment ,Sozialtourismus*
ein. Indem wir das Konzept ,Reisen fir alle” und einen barrierefreien Zugang zum Touris-
mus fir Menschen mit Behinderungen sowie vor allem auch fir sozial benachteiligte Kin-
der und Jugendliche zielstrebig verfolgten, haben wir uns hier ein Alleinstellungsmerkmal
erworben. Tourismus und Reisen, die Beriihrung mit anders lebenden und fuhlenden
Menschen, mit anderen Kulturen, sowie andere Regionen und Lander kennen zu lernen,
sind gerade fur junge Menschen auch eine nachhaltige Schule fiir Akzeptanz und Toleranz
und eine Frage der Bildung. Vor diesem Hintergrund betrachten wir geférderte Klassen-
fahrten, staatliche Zuschisse bei Urlaubsreisen fir sozial benachteiligte Familien u.a.
nicht als Missbrauch von Leistungen, sondern als Umsetzung eines gesellschaftlichen Be-
durfnisses.

Fraktionsgeschaftsstelle: Arbeit profiliert

Der Bereich Geschéftsstelle der Fraktion hat sich in den vergangenen Monaten bemiuht,
das gesamte Erscheinungsbild der Fraktion einheitlich, moderner und attraktiver zu gestal-
ten. Dies sowohl bei den herausgegebenen Broschiuren und Materialien, als auch bei
durchgefiihrten Veranstaltungen. Hervorzuheben ist hier der Neujahrsempfang der Frakti-
on mit Uber 400 Gasten aus Vereinen, Verbanden, Politik, Wirtschaft und Kultur. Seit ca.
einem Jahr tritt die Fraktion mit einem neuen Internetauftritt in Erscheinung, welcher zeit-
gemalier, nutzerfreundlicher und zu grof3en Teilen barrierefrei ist. Neu ist auch der News-
letter der Fraktion, der nach jeder Landtagssitzung herausgegeben wird und vor allem bei
unseren kommunalen Mandatstragerinnen auf reges Interesse stof3t. Die Kontakte im Be-
reich der Geschaftsstelle zu Verbanden, Gewerkschaften, Vereinen und Unternehmen des
Landes wurden weiter intensiviert und enger gestaltet. Einladungen in den Fraktionsvor-
stand, wie auch die vielen Arbeitsgesprache des Fraktionsvorsitzenden vor Ort und die
Kreistouren unterstreichen dies. Mit den regelmalligen Beratungen der Kreistagsfrakti-
onsvorsitzendenkonferenz wurden die Kommunikation und gegenseitige Information ver-
bessert und das gemeinsame Agieren bei manchmal auch unterschiedlichen Interessens-
lagen wesentlich konfliktfreier gestaltet.

22



Impressum

Herausgeber:

DIE LINKE. Fraktion im Landtag von Sachsen-Anhalt
Domplatz 6 - 9, 39104 Magdeburg

Telefon: 0391 / 560 5003

Fax: 0391 / 560 5008
fraktion@dielinke.lt.sachsen-anhalt.de
www.dielinke-fraktion-Isa.de

V.i.S.d.P.: Dr. Thomas Drzisga
Redaktion: Dr. Martin Reso

Diese Veroffentlichung der Fraktion DIE LINKE im
Landtag von Sachsen-Anhalt dient ausschlieR3lich
der Information. Sie darf wahrend eines Wahlkamp-
fes nicht zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet
werden.

23


mailto:fraktion@dielinke.lt.sachsen-anhalt.de
http://www.dielinke-fraktion-lsa.de/

Landtagsverwaltung
Parlamentsdokumentation

Statistik

Initiativen mit Beteiligung der jeweiligen Fraktion

(Lesehinweis: ein Antrag der CDU + SPD zahlt bei CDU und SPD)

Initiative gesamt | CDU SPD FDP DIE LINKE
(+ Linkspartei.PDS)

Aktuelle Debatte 48 9 9 14 17
Alternativantrag 76 27 27 8 4
Antrag 322 71 70 86 181
Anderungsantrag 181 75 75 33 75
Befragung der Landesregie- 4 1 1 1 1
rung

Berichterstattungsverlangen 2 - - 1 1
EntschlieBungsantrag 16 10 10 2 7
Gesetzentwurf 129 17 17 12 16
Grol3e Anfrage 15 1 2 1 11
Kleine Anfrage und Antwort 954 76 79 171 599
Mundliche Anfrage 162 8 7 24 122
Wabhlvorschlag 13 7 8 4 5

in den oben genannten Initiativen sind enthalten:

Initiative interfraktionell

(CDU + SPD + FDP + DIE LINKE)
Antrag 15
Anderungsantrag 1
EntschlieBungsantrag 1
Gesetzentwurf 4
Wahlvorschlag 4

Quelle: Landtagsinformationssystem Sachsen-Anhalt (LISAN); Stand: 26.10.2009
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	Die Haushaltsberatungen zum Doppelhaushalt 2010 / 2011 sind von den Auswirkungen der tief greifenden Krise gekennzeichnet. Steuermindereinnahmen beim Land von reichlich einer Milliarde 2010 und 2011 können nicht aus dem laufenden Haushalt refinanziert werden. Dazu kommen die Steuereinbrüche bei den Kommunen allein bei der Gewerbesteuer um rund 14 Prozent.  Die Landtagsfraktion der LINKEN hat sich auf ihrer Klausurtagung im August 2009 mit den bis dahin vorliegenden Eckdaten zum  Doppelhaushalt 2010 / 2011 und dem Strategiepapier des Finanzministers auseinandergesetzt. 
	Grundsätzlich diskutiert und letztlich beschlossen wurde die Notwendigkeit einer erheblichen Nettoneuverschuldung für die beiden Haushaltsjahre. Ohne diese würde es zu nicht zu verantwortenden Folgeschäden für das Land kommen. Die Feststellung, dass das Land Sachsen-Anhalt im Interesse langfristiger sozialer und ökonomischer Entwicklungen in der Krise als stabilisierender Faktor wirken muss und sich nicht prozyklisch verhalten darf, findet man im nun vorliegenden Haushaltsentwurf der Landesregierung wieder. 
	Die Fraktion DIE LINKE hat sich entsprechend ihrer inhaltlichen Schwerpunktsetzung des Landesparteitagsbeschlusses von 2007 entschlossen, auch in den Jahren 2010 und 2011 von einer Summe im Finanzausgleichsgesetz auszugehen, wie sie für das Jahr 2009 im Haushaltsplan 2009 eingestellt ist. Dazu sind 132 Mio. € zusätzlich notwendig, diese müssen über eine Neuverschuldung des Landes erbracht werden.
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